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Sachgebiet 603 


Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Nach Artikel 106 Abs. 3 des Grundgesetzes werden die Anteile 
von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer durch Bundesgesetz, 
das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, festgesetzt. Im Ge- 
setz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern vom 
28. August 1969 (BGBl. I S. 1432) wurde die Aufteilung des Um- 
satzsteueraufkommens zwischen dem Bund (70 vom Hundert) 
und den Ländern (30 vom Hundert) zeitlich auf die Jahre 1970 
und 1971 begrenzt. Für die Zeit ab 1. Januar 1972 fordern die 
Länder einen höheren Anteil am Umsatzsteueraufkommen. 


B. Lösung 

Die Regierungschefs des Bundes und der Länder haben sich am 
28. Januar 1972 auf ein neues Beteiligungsverhältnis, befristet 
auf die Jahre 1972 und 1973, geeinigt. Danach sollen in diesen 
beiden Jahren dem Bund 65 vom Hundert und den Ländern 
35 vom Hundert des Umsatzsteueraufkommens zustehen. Dane- 
ben sollen den finanzschwachen Ländern Bayern, Niedersachsen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein zur zusätz- 
lichen Verstärkung ihrer Finanzkraft Ergänzungszuweisungen 
des Bundes in Höhe von zusammen jährlich 550 Millionen DM 
für 1972 und 1973 gewährt werden. Der vorliegende Gesetz- 
entwurf trägt diesem Verhandlungsergebnis Rechnung. 


C. Alternativen 

keine 
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D, Kosten 

Gegenüber dem bisherigen Beteiligungsverhältnis an der Um- 
satzsteuer entstehen dem Bund auf der Einnahme- und Ausgabe- 
seite folgende Mehrbelastungen: 

Haushaltsjahr 1972: 2 810 Millionen DM 
Haushaltsjahr 1973: 2 930 Millionen DM 

Diesen Mehrbelastungen des Bundes stehen Mehreinnahmen 
der Länder in gleicher Höhe gegenüber. 
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Bonn, den 27. März 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über den Finanz- 
ausgleich zwischen Bund und Ländern 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen. 

Der Bundesrat, dem die Vorlage am 3. März 1972 als besonders 
eilbedürftig zugeleitet worden ist, hat in seiner 378. Sitzung 
am 24, März 1972 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 er- 
sichtlich Stellung zu nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat 
gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates wird nachgereicht werden. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen 

Bund und Ländern 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern vom 28. August 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1432), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern vom 12. März 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 187), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

«§ 1 

Anteile von Bund und Ländern an der 
Umsatzsteuer 

Vom Aufkommen der Umsatzsteuer stehen für 
die Jahre 1972 und 1973 dem Bund 65 vom Hun- 
dert und den Ländern 35 vom Hundert zu.“ 

2. § 11 a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 11 a 

Ergänzungszuweisungen des Bundes 

(1) Der Bund gewährt den nachstehenden aus- 
gleichsberechtigten Ländern in den Ausgleichs- 
jahren 1972 und 1973 folgende Ergänzungszuwei- 
sungen: 

Bayern 99 000 000 DM, 

Niedersachsen 209 000 000 DM, 


Rheinland-Pfalz 121 000 000 DM, 

Saarland 33 000 000 DM, 

Schleswig-Holstein 88 000 000 DM. 

(2) Die Zuweisungen nach Absatz 1 sind mit 
je einem Viertel ihres Betrages am 15. März, 
15. Juni, 15. September und 15. Dezember fällig." 

3. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Aufteilung der Umsatzsteuer nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes gilt für alle 
Beträge, die nach dem 31. Dezember 1971 
vereinnahmt oder erstattet werden." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Beträge, die nach dem 31. Dezember 
1969 aus den Kapitalverkehrsteuern, der Ver- 
sicherungsteuer und der Wechselsteuer ver- 
einnahmt werden, gehen auf den Bund über." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundes gesetzJbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1972 in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Der Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Geset- 
zes über den Finanzausgleich zwischen Bund und 
Ländern folgt der am 28. Januar 1972 zwischen den 
Regierungschefs von Bund und Ländern getroffenen 
Vereinbarung über die Neufestsetzung des Beteili- 
gungsverhältnisses an der Umsatzsteuer sowie über 
die Gewährung von Ergänzungszuweisungen an die 
leistungsschwachen Länder. 

1. Beteiligungsverhältnis von Bund und Ländern 
an der Umsatzsteuer 

Die Umsatzsteuer ist durch die Finanzreform des 
Jahres 1969 in den Steuerverbund von Bund und 
Ländern einbezogen worden, nachdem sie vorher 
eine reine Bundessteuer darstellte. Seither bildet 
die Umsatzsteuer das variable Element in der Ein- 
nahmeverteilung zwischen Bund und Ländern, wäh- 
rend diese Funktion vorher der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer zugekommen war. Die erst- 
malige Festsetzung des Beteiligungsverhältnisses 
von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer er- 
folgte im Verhältnis 70 : 30 für die Jahre 1970 und 
1971. Mit der zeitlichen Begrenzung ging der Ge- 
setzgeber also von einer Neufestsetzung der Anteile 
von Bund und Ländern ab 1. Januar 1972 aus. 

über die Neufestsetzung des Beteiligungsverhält- 
nisses an der Umsatzsteuer ab 1. Januar 1972 hat 
eine Reihe vorbereitender Gespräche zwischen Bund 
und Ländern stattgefunden. Ausgangspunkt dieser 
Beratungen war Artikel 106 Abs. 3 GG, wonach der 
Bund und die Länder im Rahmen der laufenden Ein- 
nahmen Anspruch auf Deckung ihrer notwendigen 
Ausgaben haben, sowie Artikel 106 Abs. 4 GG, wo- 
nach die Anteile an der Umsatzsteuer neu festzuset- 
zen sind, wenn sich das Verhältnis zwischen den 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes und der Län- 
der wesentlich anders -entwickelt. 

Unter Abwägung der finanzwirtschaftlichen Ver- 
hältnisse des Bundes und der Länder (einschließlich 
Gemeinden) hatte die Bundesregierung bereits An- 
fang September 1971 im Zusammenhang mit den Be- 
ratungen über den Bundeshaushalt 1972 und die 
Finanzplanung bis 1975 das Angebot gemacht, den 
Länderanteil an der Umsatzsteuer von bisher 30 vom 
Hundert auf 33 vom Hundert zu erhöhen. Von die- 
sem Beteiligungsverhältnis ist auch der Bund in 
seinem Haushaltsentwurf für 1972 ausgegangen. 
Demgegenüber forderte der Bundesrat in seiner 
Stellungnahmie zum Bundeshaushaltsentwurf ''1972 
eine Erhöhung des Anteils der Länder auf 40 vom 
Hundert des Umsatzsteueraufkommens. 


Der schließlich am 28. Januar 1972 erreichte Kom- 
promiß sieht eine Aufteilung der Umsatzsteuer in 
den Jahren 1972 und 1973 im Verhältnis von 65 : 35 
zwischen Bund und Ländern vor. Dadurch fließen 
den Ländern gegenüber der bisherigen Regelung in 

1972 Mehreinnahmen von 2260 Millionen DM und in 

1973 Mehreinnahmen von 2380 Millionen DM zu 
(nach der Steuerschätzung vom 12./13. August 1971). 


2. Ergänzungszuweisungen des Bundes an 
leistungsschwache Länder 

# 

Trotz der Verbesserungen, die im Zuge der Finanz- 
reform mit dem Gesetz über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern vom 28. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1432) erreicht wurden, sind 
fühlbare Unterschiede in der Finanzausstattung der 
Länder bestehengeblieben. 

In den Jahren 1970 und 1971 hat der Bund den 
leistungsschwachen Ländern Ergänzungszuweisun- 
gen in Höhe von jährlich 100 Millionen DM gewährt, 
um einen Beitrag zur Minderung der Steuerkraft- 
unterschiede zwischen den Ländern zu leisten. Da- 
mit folgte die Bundesregierung — wenn auch in 
begrenzter Höhe — einer Entschließung des Bundes- 
rates vom 21. November 1969, in der die Gewährung 
von Ergänzungszuweisungen erbeten wurde. Die 
Bundesregierung hat dabei daran erinnert, daß es 
nach Artikel 107 Abs. 2 GG primär Aufgabe des 
Finanzausgleichs unter den Ländern ist sicherzu- 
stellen, daß die unterschiedliche Finanzkraft der 
Länder angemessen ausgeglichen wird, und daß Er- 
gänzungszuweisungen des Bundes nur subsidiär in 
Betracht kommen. Das Land Schleswig-Holstein 
leitete am 23. März 1971 dem Bundesrat einen Ge- 
setzentwurf zur Intensivierung des Länderfinanz- 
ausgleichs mit der Bitte um Einbringung im Bundes- 
tag gemäß Artikel 76 Abs. 1 GG zu (BR-Drucksache 
164/71), dessen Beratung jedoch mit Rücksicht auf 
die Verhandlungen über die Umsatzsteuerneuver- 
teilung aus gesetzt wurde. 

Auf Grund einer Vereinbarung der Regierungschefs 
des Bundes und der Länder vom 1. Oktober 1971 
wurde im Zuge der Neuverteilung der Umsatzsteuer 
für die Jahre 1972 und 1973 zugleich eine zusätzliche 
Verbesserung der Finanzausstattung der finanz- 
schwachen Länder angestrebt. So erklärt sich der am 
28. Januar 1972 erzielte Kompromiß, wonach neben 
der Erhöhung des LänderanteMs an der Umsatz- 
steuer von 30 vom Hundert auf 35 vom Hundert den 
finanzschwachen Ländern vom Bund Ergänzungszu- 
weisungen in Höhe von 550 Millionen DM für 1972 
und für 1973 gewährt werden. 
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11. Zu den Einzelvorschriften 

Zu § 1 

§ 1 bestimmt den Anteilsatz, der Bund und Ländern 
am Aufkommen 'der Umsatzsteuer zusteht. Die Re- 
gelung ist erneut befristet, indem sie für die Jahre 
1972 und 1973 gilt. 

Zu § 11 a 

§ 11 a regelt die Ergänzungszuweisungen des Bun- 
des an die leistungsschwachen Länder für die Aus- 
gleichsjahre 1972 und 1973. 

Absatz 1 legt die Höhe der Ergänzungszuweisungen 
und ihre Aufteilung auf die einzelnen Länder fest. 
Die Aufteilung ist im Anschluß an die Regelung für 
1970 und 1971 vorgenommen worden. 

Absatz 2 regelt die Fälligkeit der Ergänzungszuwei- 
sungen in vierteljährlichen Beträgen. 


Zu §17 

Die Vorschrift ist der neuen Rechtslage angepaßt. 


111. Finanzielle Auswirkungen 

Das Änderungsgesetz führt beim Bund infolge der 
Erhöhung des Länderanteils an der Umsatzsteuer 
(nach der Steuerschätzung vom 12./13. August 1971) 
zu Mindereinnahmen 

von 2 260 Millionen DM im Jahr 1972 
von 2 380 Millionen DM im Jahr 1973 

und infolge der Gewährung der Ergänzungszuwei- 
sungen zu Mehrausgaben von je 550 Millionen DM 
in den Jahren 1972 und 1973. 

Die Mindereinnahmen und Mehrausgaben werden 
bei den Beratungen über den Entwurf des Bundes- 
haushaltsplans 1972 berücksichtigt. 
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Drucksadle VI/'3295 


Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 24. März 1972 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf Ihr Schreiben vom 3. März 1972 — 1/4 (IV/4) — 526 11 — 
Fi 12/72 — teile ich mit, daß der Bundesrat in seiner 378. Sitzung 
am 24. März 1972 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über den Finanz- 
ausgleich zwischen Bund und Ländern 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Heinz Kühn 
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Anlage 


Stellungnahme 


In Artikel 1 Nr. 2 ist § 11 a Abs. 1 wie folgt zu 
fassen: 

„(1) Der Bund gewährt den nachstehenden aus- 
gleichsberechtigten Ländern in den Ausgleichsjahren 
1972 und 1973 folgende Ergänzungszuweisungen: 

Bayern 120 0Q0 000 DM, 

Niedersachsen 203 000 000 DM, 

Rheinland-Pfalz 113 000 000 DM, 

Saarland 32 000 000 DM, 

Schleswig-Holstein 82 000 000 DM." 

Begründung 

Der im Gesetz vorgesehene Verteilungsschlüssel 
würde Bayern einseitig benachteiligen. Bayern 
würde in DM je Einwohner noch nicht einmal ein 
Drittel des Betrages erhalten, der den übrigen Län- 
dern zufließt (Bayern: 9,31 DM; Niedersachsen 29,20 


des Bundesrates 


DM; Rheinland-Pfalz: 32,97 DM; Schleswig-Holstein: 
34,77 DM; Saarland: 29,40 DM). Um ein ausgewo- 
generes Verteilungsergebnis herbeizuführen, ist es 
notwendig, das nach Durchführung des Länder- 
finanzausgleichs verbleibende Finanzkraftdefizit der 
leistungsschwachen Länder stärker zu berücksichti- 
gen. Eingehende Untersuchungen haben ergeben, 
daß es erforderlich ist, im Rahmen eines Spitzen- 
ausgleichs 21 Millionen DM zugunsten Bayerns um- 
zuschichten und folgende Verteilung vorzunehmen: 

Bayern 120 000 000 DM, 

Niedersachsen 203 000 000 DM, 

Rheinland-Pfalz 113 000 000 DM, 

Saarland ' 32 000 000 DM, 

Schleswig-Holstein 82 000 000 DM. 

Mit dem vorgeschlagenen Aufteilungsschlüssel soll 
künftigen Regelungen ab 1974 nicht vorgegriffen 
werden. 
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